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Zur Frage ob den Gemeindebehörden als Local⸗Baubehörden eine 
Ingerenz in Rückſicht nuf den Bau von Eiſenbahn⸗Stationsgebäu⸗ 
den zuſteht. 


Die Bau⸗Unternehmung der Kaiſer Franz Joſeph⸗Bahn hat auf 
der zum Gute St. des Franz K. gehörigen Parcelle 159 den Bau 
des Stationsgebaͤndes begonnen, ohne vorher ſich den politiſchen Bau⸗ 
conſens von Seiten des Gemeindevorſtehers in A. erwirkt zu haben. 
Dieſer hat daher über Anſuchen des Franz K. im Grunde des § 84 a 
der Bau-Ordnung für Böhmen vom 11. Mai 1864, G. u. V. B. Nr. 
20 das Bauverbot erlaſſen, welches von der Bau⸗Unternehmung jedoch 
nicht beachtet wurde. Der Gemeindevorſteher bat daher den Bezirks⸗ 
hauptmann um Beſtellung zweier Gendarmen zur Durchführung des 
Verbotes. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat über dieſe Eingabe das Bau⸗ 
verbot behoben, weil für Eiſenbahnbauten nicht die Bau⸗Ordnung 
vom 11. Mai 1864, welche nur bei Privatbauten in Anwendung zu 
kommen hat, fondern das Eiſenbahn⸗Conceſſionsgeſetz vom 14. Sep⸗ 
tember 1854 Geltung habe und die Handhabung dieſes letzteren den 
k. k. Behörden obliege. l 

Franz K. überreichte nun eine Beſchwerde bei der Stalthalteret, 
worin er das Erſuchen um Aufrechthaltung des Bauverbotes des Ge⸗ 
meindevorſtehers ſtellte. In dieſer Beſchwerde wurde ſich auf den 
§ 10 a des Eiſenbahn⸗Conceſſionsgeſetzes und die §8 3 und 6 der Con⸗ 
ceſſionsurkunde der Kaiſer Franz Joſeph⸗Bahn vom 11. November 


1866, R. G. Bl. Nr. 141 berufen, inhaltlich deren die Eiſenbahn⸗ 
unternehmung ſich bei dem Baue nach den vom Handelsminiſterium 
zu ſtellenden Anforderungen und nach den beſtehenden allgemeinen 
Bau⸗ und polizeilichen Vorſchriften zu benehmen habe, welche aber in 
der Bau⸗Ordnung vom 11. Mai 1864 enthalten find. Ob der Bau 
der Bahngebäude als ein öffentlicher oder privater Bau anzusehen 
komme, ſei gleichgiltig, da nach § 82 der Bau Ordnung vom 11. Mai 
1864 der Gemeindevorſteher auch bei öffentlichen Bauten alle jene 
Amtshandlungen zu pflegen habe, welche ſich auf die Feſtſtellung der 
Baulinie und des Niveau, auf die Vernehmung der Aurainer und 
ſonſtiger Privatintereſſen und ihre allenfälligen Einwendungen oder 
auf die Handhabung der Sicherheitspolizei während des Baues bezie⸗ 
hen. Die Anſicht der Bezirkshauptmannſchaft, daß die Bau⸗Ordnung 
nur bei Privatbauten Anwendung finde, ſei daher eine irrige. Ebenſo 
ſei die Behauptung falſch, daß die Baulichkeiten, die Herſtellung ein⸗ 
zelner Objecte an Eiſenbahnen nach dem Geſetze vom 14. September 
1854 nur der Amtshandlung der k. k. Behörden unterſtehen, nachdem 
der § 13 dieſes Geſetzes von adminiſtratwen Behörden ſpricht, zu 
denen jetzt auch die Gemeindevorſteher gehören. f 

Die Statthalterei hat dieſem Recurſe Folge gegeben. „weil die 
Stations⸗ und ſonſtigen zu Bahnzwecken erforderlichen Gebäude, deren 
Pläne der Genehmigung des Handelsminiſteriums unterliegen, zwar 
nicht als Privatbaulichkeiten im Sinne des § 83 B. O., wohl aber 
als ſolche öffentliche Baulichketten anzuſehen find, bezüglich welcher die 
im § 82 B. O. vorgezeichnete Amtshandlung des Gemeindevorſtehers 
einzutreten hat.“ 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 29. September 1873, 
3. 10.196 dem gegen die Statthalterei-Entſcheidung ergriffenen Re⸗ 
curſe der Kaiſer Franz Joſephs⸗Bahngeſellſchaft Folge gegeben und 
den Erlaß der Bezirkshauptmannſchaft, mit welchem die vom Ge⸗ 
meindevorſteher in St. verfügte Einſtellung des Baues des dortigen 
Stationsgebäudes als eine incompetent erlaſſene Verfügung behoben 
wurde, wieder in Kraft geſetzt und zwar aus folgenden Erwägungen: 

„Wiewohl der § 10, lit. a der Mintfterialverordnung vom 14. 
September 1854, Nr. 238 R. G. Bl. die Beſtimmung enthält, daß 
beim Baue einer Eiſenbahn und ihrer einzelnen Objecte die allge⸗ 
meinen Bauvorſchriften genau zu erfüllen ſind, ſo können die für die 
einzelnen Länder beſtehenden Bau⸗Ordnungen auf Eiſenbahnbauten 
doch nur inſoweit zur Anwendung kommen, als ſie mit den Beſtim⸗ 
mungen jener Miniſterialverordnung vereinbar find, da letztere ſich 
auf einen dem Reichsrathe vorbehaltenen Gegenſtand der Geſetzgebung 
bezieht, und ſonach durch Landesgeſetze nicht geändert werden kann. 
Da nun die Angelegenheiten, welche ſich auf die Vollziehung der 
Beſtimmungen der erwähnten Miniſterialverordnung beziehen, nach 
§ 13 derſelben vor die adminiſtrativen Behörden gehören, worunter 
mit Rückſicht auf den Zeitpunkt der Erlaſſung der Verordnung die 
Staatebehörden zu verſtehen find; da insbeſonders die im § 82 der 
Bauordnung für Böhmen vom 11. Mai 1864, Nr. 20 L. G. Bl. 


N erwähnte Feſtſtellung der Baulinie und des Niveaus ſich bei Eiſen⸗ 


bahngebäuden aus dem von der Staatsverwaltung genehmigten, ein 
uuſammenhängendes Ganze bildenden Projecte ergiebt, daher nicht mehr 
einen Gegenſtand der Entſcheidung der einzelnen Gemeindevorſteher 
zud beziehungsweiſe der ihnen vorgeſetzten autonomen Organe bilden 
kann; und da auch für die Vernehmung der Anrainer und ſonſtigen 
Privatintereſſenten, ſo wie für die Geltendmachung etwaiger Gemein⸗ 
deintereſſen durch die im 8 6 der Miniſterialverordnung vom 14. 
September 1854 enthaltenen Vorſchriften Fürſorge getroffen iſt: kann 
den Gemeindevorſtehern das Recht nicht zugeſtanden werden, den Bau 
eines von der Regierung genehmigten Eiſenbahngebaͤudes auf Grund 
der 88 82 und 84 der Bauordnung für Böhmen ee 0 

en. 


Eine von Waſſerbezugsconeurrenten in Anſehung auf Modalita⸗ 
ten der Waſſerbenützung ſtipulirte Conventionalſtrafe kann nicht 
im politiſchen Wege, ſondern nur beim Civilrichter verfolgt werden. 


Die Werksbeſitzer Emil Z., Johann N., Franz D, Karl B., 
Vincenz Sch. und Georg K. in Sk... haben bei der Ende Mai 
1867 ſtattgefundenen commiſſionellen Verhandlung wegen Regulirung 
des Mühlgrabens von Sk. bis H. unter anderen im Punkte f fol⸗ 
gendes Uebereinkommen getroffen: „Die jährlich wiederkehrende Mühl⸗ 
grabenrein' gung ſoll nach vorheriger achttägiger Vorbeſtimmung in der 
Hälfte des Monates September gleichzeitig von allen Werkbeſitzern 
auf eigene Koſten, in jenen Strecken, wie ſolche dirfe Reinigung bis 
nun beſorgten, erfolgen und längſtens binnen 4 Tagen abgegränzt ſei⸗. 
Die Zeit der Vorhineinbeſtimmung zu dieſer Grabenreinigung haben 
die Werksbeſitzer Johann N., Georg K. und Emil Z. oder deren Be⸗ 
ſitznachfolger immer zu veranlaſſen Außer dieſer feſtgeſetzten Zeit darf 
das Betriebswaſſer von keinem Werksbeſitzer einem Anderen unter 
einer Conventionalſtrafe von 50 fl. ö. W. entzogen werden, mit Aus⸗ 
nahme einer dringenden Nothwendigkeit, was jedoch wenigſtens 8 Tage 
früher anzumelden und die Nothwendigkeit feſtzuſtellen iſt“. 

Das Bezirksamt in Sk. gab hierduf mit Erlaß vom 15. Juni 
1867 den Intereſſenten bekannt, daß dieſes Uebereinkommen zwiſchen 
ihnen erzielt worden; jedoch ohne eine Aufforderung oder behördliche 
Weiſung, daß dieſem Uebereinkommen auch nachzukommen ſei. 

Im September 1871 erſtatt te Emil Z bei der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft die Anzeige, a) daß Karl B. vor Kurzem eigenmächtig 
das Waſſer einen Tag über abgelaſſen nnd hiedurch den Betrieb ſei⸗ 
ner (des Emil 3.) Fabrik geſtört; dann b) daß der Müller Vincenz 
Sch. während dreier Tage das Grabenwaſſer abgelaſſen habe und c) 
daß entgegen der von ihm und den übrigen Intereſſenten gemein⸗ 
ſchaftlich kundgegebenen Beſtimmung zur Grabenreini ung am 19. Sep⸗ 
tember 1871 das Waſſer durch die Schuld des Georg K. ſchon am 
18 September 1871 abgelaſſen worden. Die Anzeige ſchloß mit dem 
Begehren, jeden der drei Beſchuldigten zur normirten Conventional⸗ 
ſtrafe per 50 fl. zu Handen des Emil Z., und den Georg K. auch 
noch zu einem Schadenerſatze von 100 fl. zu verurtheilen. Bei der 
behördlich vorgenommenen Erhebung ſtellten ſich die Beſchwerden des 
Emil 3. als thatſächlich begründete heraus. Die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in B. erkannte jedoch, „daß bei dem Umſtande, als in dem 
Ende Mai 1867 bei dem beſtandenen Bezirksamte Sk. zu Stande 
gekommenen Uebereinkommen wegen der Conventionalſtrafe von 50 fl. 
über die Competenz zur Entſcheidung in ſolchen Fällen keine Verein⸗ 
barung getroffen worden ſei, diesfalls die Beſtimmungen des § 1336 a. b. 
G. B., welche die Entſcheidung in derlei Fällen dem ordentlichen 
Richter zuweiſen, maßgebend ſeien, der Beſchwerdeführer Emil Z. 
ſohin mit ſeinem Petitum auf den Rechtsweg verwieſen werden 
müſſe“. 

Zufolge der dagegen eingebrachten Berufung des Emil Z. hat 
die Landesregierung die erſtinſtanzliche Eutſcheidung behoben und die 
Bezirkshauptmannſchaft angewieſen, über die vorangeführten Beſchwer⸗ 
den des Genannten im Grunde der Beſtimmungen des § 70 des 
Waſſerrechtsgeſetzes vom 28. Auguſt 1870 in I. Inſtanz das Amt 
zu handeln. Motivirt war dieſe Entſcheidung damit „daß die im 
Punkte k. des Beſcheides des beſtandenen Bezirksamtes in Sk. ddo. 
15. Juni 1867 feſtgeſetzte Strafe von 50 fl. den Charakter einer 
Conventionalſtrafe im Sinne des § 1336 des a. b. G B. nicht 
habe, weßhalb auch nicht angegeben wurde, wie dieſelbe als Schaden⸗ 

erſatz unter die im Waſſerbezuge Geſtörten zu vertheilen ſei; dieſe 
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Strafe müſſe vielmehr als eine durch behördliche Verfügung feſtge⸗ 
ſetzte, von den Intereſſenten mit Verzichtleiſtung auf eine Einwendung 
gegen deren Ausmaß laut des Commiſſionsprotokolles im Vorhinein 
acceptirte Strafe angeſehen werden.“ 

Die Bezirkshauptmannſchaft erkannte nun ad a, b und c, daß 
die Werksbeſitzer Karl B., Vincenz Sch. und Georg K. ſowohl 
gegen den § 70 des Waſſerrechtsgeſetzes als auch gegen das Ueber⸗ 
einkommen vom Mai 1867 verſtoßen hätten. daß aber, da der Fa⸗ 
briföbefiger Emil Z. lediglich um die Verfällung in die Conventional⸗ 
ſtrafe angeſucht habe, von der Beſtrafung nach 8 70 des Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes Umgang genommen werde und die Angeklagten bloß die 
Conventionalſtrafe von je 50 fl. zu erlegen hätten. Bezüglich des von 
Emil 3. gegen Georg K. (ad c) geſtellten Anſpruches auf Schaden⸗ 
erſatz im Betrage von 100 fl. wurde der Kläger auf den Rechtsweg 
gewieſen. 

Gegen dieſe Erkenntn'ſſe recurrirten ſowohl die verurtheilten 
Werksbeſitzer als auch Emil Z., welch Letzterer verlangte, daß die 
Erſteren außer der Conventionalſtrafe auch noch von Amtswegen im 
Grunde des § 70 des Waſſerrechtsgeſetzes abgeſtraft werden ſollten. 

Die Landesregierung entſchied hierauf, daß das Erkenntniß der 
Bezirkshauptmannſchaſt hinſichtlich der Schuldfrage begründet ſei, wies 
die dagegen eingebrachten Berufungen zurück, und traf hinſichtlich des vers 
fällten Strafbetrages per 50 fl. von Amtswegen die Abänderung, 
daß dieſer Strafbetrag im Grunde des § 73 des ſchleſiſchen Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes für den Landesculturfond einzuheben ſei. Ebenſo beſtätigte 
die Landesregierung, daß die Erſatzanſprüche des Emil Z. im Grunde des 
§ 75 des Waſſerrechtsgeſetzes auf den Rechtsweg verwieſen werden. 

Alle betheiligten Parteien recurrirten hierauf an das Miniſterium 
des Innern, welches die angefochtene Entſcheidung unterm 19. Jänner 
1873, 3. 18.504 ex 1872 außer Kraft ſetzte und Emil 3. mit 
ſeinem Begehren um Verfällung der Werksbeſitzer Karl B., Vincenz 
Gch. und Georg Kein eine Conventionalſtrafe von 50 fl. mit dem 
Verlangen auf Zuerkennung des erlittenen Schadens auf den Rechts⸗ 
weg verwies. Die Miniſterialentſcheidung gründete ſich anf folgende 
Erwägungen: 

„Der Erlaß des beſtandenen Bezirksamtes Sk vom 15 Juni 
1867 kann mit Rückſicht auf ſeinen Inhalt nicht als eine zur Aus⸗ 
führung der das Waſſerrecht regelnden Geſetze erlaſſene behördliche 
Anordnung oder Verfügung angeſehen werden, nachdem derſelbe ledig⸗ 
lich eine Verſtändigung der Parteien über das zwiſchen ihnen bei der 
commiſſionellen Verhandlung Ende Mai 1867 erzielte Uebereinkom⸗ 
men in Bezug auf die Regulirung des Mühlgrabens von Sk. bis 
H., keineswegs aber eine behördliche Aufforderung oder Weiſung zur 
Einhaltung dieſes Uebereinkommens enthält. 

Die im Abſatze f. des Uebereinkommens von Ende Mai 1867 nor- 
mirte Strafe von 50 fl. kann nur als ein pactirter Vergütungsbetrag 
oder als eine Conventionalſtrafe im Sinne des $ 1336 a. b. G. B, 
als die fie übrigens im Uebereinkommen ausdrücklich bezeichnet wurde, 
betrachtet und behandelt werden, da insbeſonders die Parteien gar 
nicht berechtigt wären, die in den beſtehenden Geſetzen normirten 
Strafbeſtimmungen und Strafſätze durch ein Uebereinkommen willkür⸗ 
lich abzuändern. Nachdem ferner den Vorlagen nicht zu entnehmen 
iſt, daß die Beſchuldigten in dem verliegenden Falle bei der vom 
Anzeiger behaupteten Verletzung des beſagten Uebereinkommens zu⸗ 
gleich eine der in den §§ 69 und 70 des ſchleſiſchen Waſſerrechts⸗ 
geſetzes angeführten Uebertretungen oder ſonſt eine von den Admini⸗ 
ſtrativbehörden zu ahndende ſtrafbare Handlung ſich haben zu Schulden 
kommen laſſen, ſo erübrigt lediglich, den Emil Z. mit ſeinem Begehren 
um Zuerkennung der Conventionalſtrafe und des weiteren Schaden⸗ 
erſatzes an den competenten Civilrichter zu verweiſen.“ Km. 


Zur Entſcheidung von Streitigkeiten wegen der vertragsmäßig ge⸗ 
währten Benützung einer Grabſtätte in einem Kirchenfriedhofe iſt 
das ordentliche Gericht berufen. 


Kläger behauptete, er habe am 10. April 1865 für das im 
St. Leonharder Friedhofe zu Graz befindliche Grab ſeiner ſeligen 
Mutter Thereſia S, in welchem ſich auch die irdiſchen Ueberreſte 
ſeines verſtorbenen Vaters Gottfried S. befanden, die Grabtaxe bis 
auf weitere zehn Jahre, d. h. bis zum Jahre 1875, an den Geklag⸗ 
ten als Pfarrer der Vorſtadtpfarre St. Leonhard in Graz bezahlt. 


— 


Der Pfarrer habe aber deſſenungeachtet im März 1871 dieſes Grab 
neuerdings verkauft, die in demſelben geborgen geweſenen Reſte ſeiner 
Eltern exhumiren, das auf dem Grabe befindlich Monument abtra⸗ 
gen und in die Grabſtelle eine neue Leiche, jene des Carl Goriſch, 
beerdigen laſſen. 

Kläger erachtete ſich durch dieſen Vorgang in ſeinen Rechten 
verletzt und überreichte deßhalb bei dem k. k. Landesgerichte in Graz 
eine Klage wider den Pfarrer der Vorſtadtpfarre St. Leonhard mit 
der Bitte, daß erkannt werden möge: Der Geklagte ſei ſchuldig: 

a) die Uebertragung der Leiche des Carl Goriſch aus dem 
Gottfried und Thereſia Shen Grabe am St. Leonharder Friedhofe 
auf eigene Koſten; 

b) die Wiederaufſtellung des früheren Grabmonumentes auf 
das wiederaufzurichtende, in der Klage näher beſchriebene Grab zu 
bewerkſtelligen und 

c) die Gerichtskoſten zu erſetzen. 

Nachdem über dieſe Klage das ordentliche mündliche Verfahren, 
während welchem der Geklagte in erſter Linie die Unzuſtändigkeit des 
Gerichtsſtandes eingewendet hat, durchgeführt worden war, gab das 
k. k. Landesgericht Graz mit Urtheil vom 24. September 1872, 3. 
15.424, der erwähnten Einwendung ſtatt und verurtheilte den Kläger 
in den Erſatz der mit 50 fl. 51 kr beſtimmten Gerichtskoſten. Die 
Gründe, in welchen der Sachverhalt vorausgeſchickt iſt, lauten: 

„In der Handlungsweiſe des Geklagten erblickt Kläger eine 
Verletzung ſeines durch den Erlag der Grabtaxe erworbenen Rechtes 
auf die Ruhe ſeiner abgeſchiedenen Eltern bis zum Jahre 1875 und 
ſeines Rechtes, an dem Grabe ſeiner Pietät für die Eltern Ausdruck 
zu geben und verlangt die Wiederherſtellung des vorigen Standes. 
Der Geklagte gibt zu, daß Kläger für das in der Klage bezeichnete 
Grab die erneuerte Grabtaxe an die unter ſeiner Verwaltung ſtehende 
Pfarre St. Leonhard bezahlte und daß im Jahre 1871 deſſenunge⸗ 
achtet diefed Grab umgegraben und das kleine Monument entfernt 
wurde, widerſpricht aber, daß dieſes aus ſeinem Verſchulden geſchehen 
ſei, und ſetzt vor Allem dem Klagebegehren die Einwendung der In⸗ 
competenz dieſes Landesgerichtes entgegen. Dieſe Frage wollen nun 
beide Theile zunächſt entſchieden wiſſen. In dieſem vom Kläger be⸗ 
haupteten und vom Geklagten im Weſentlichen zugeſtandenen Ueber⸗ 
einkommen liegen offenbar alle Merkmale des in den §§ 1090 und 
1091 a. b. G. B. normirten Beſtand⸗, beziehentlich Miethvertrages. 
Durch die Bezahlung der Grabtare pr. 2 fl. 10 kr. hat Kläger 
dem Geklagten gegenüber das Recht erworben, im Friedhofe der Vor⸗ 
ſtadtpfarre St. Leonhard die kleine, in der Klage näher bezeichnete 
Grundfläche bis zum Jahre 1875 auf die von ihm angegebene Weiſe 
zu benützen. 

Wenn er nun in der Benützung, beziehungsweiſe in dem Ger 
brauche dieſer Grundfläche geſtört wurde, und wenn er mit der ge⸗ 
genwärtigen Klage die Uebertragung der Leiche des Carl Goriſch 
aus der ihm zur zeitlichen Benützung überlaſſenen Grundfläche und 
die Wiederherſtellung des entfernten Grabmonumentes auf obiger 
Grundfläche begehrt, jo klagt er auf Zuhaltung des mit dem Geklag⸗ 
ten geſchloſſenen Beſtand⸗, reſpective Miethvertrages. Allein da nach 
§ 15 lit, c der Jurisdictionsnorm alle Streitigkeiten zwiſchen dem 
Miether und Vermiether den ſtädt. deleg. Bezirksgerichten zugewieſen 
find, fo war der Geklagte nicht ſchuldig, auf die vorliegende Klage 
vor dieſem Landesgericht Rede und Antwort zu geben. Es mußte 
daher der Einwendung des ungehörigen Gerichsſtandes ſtattgegeben, 
und der Kläger mit ſeinem Klagebegehren vor das competente Be⸗ 
zirksgericht gewieſen werden. Die Verurtheilung des Klägers in die 
Gerichtskoſten wird aber nach § 395 G. O. durch deſſen Sachfällig⸗ 
keit begründet“. 

Gegen dieſes Urtheil ergriff der Kläger die Appellation mit 
der Bitte, daß das angegangene Landesgericht als competent zur Ent⸗ 
ſcheidung des in Rede ſtehenden Streites erkannt werde. Das Ober⸗ 
landesgericht in Graz gab denn auch der Appellationsbeſchwerde mit 
Urtheil vom 17. April 1873, 3. 4418, Folge, änderte das erftrich- 
terliche Urtheil ab, hob die Gerichtskoſten auf, verwarf die erhobene 
Einwendung des unzuſtändigen Gerichtsſtandes und trug dem k. k. 
Landesgerichte auf, mit der eidung in der Hauptſache vorzu⸗ 
gehen. Das Oberlandesgericht gab folgende Gründe hinaus: 

Aus der Eigenſchaft der Friedhöfe, als von der Kirche geweihte 
Begräbnißſtätten, kann nicht gefolgert werden, daß dieſelben und be⸗ 
ziehungsweiſe die einzelnen Grundtheile, aus welchen ſie beſtehen, 


außer allen Verkehr geſetzt und kein Gegenſtand einer vertragsmäßi⸗ 
gen Vereinbarung ſeien. Es geht vielmehr aus den Beſtimmungen 
der $$ 10, 11, 13 und 16 der ſpeciell für Graz erlaſſenen Fried⸗ 
hofsordnung vom 18. Mai 1832 hervor, daß bezüglich der Erwer⸗ 
bung einer. Grabſtelle und der Dauer der Benützung derſelben durch 
ein zwiſchen den Parteien und der mit der Verwaltung des Fried⸗ 
hofes betrauten Pfarrvorſtehnng getroffenes privatrechtliches Ueberein⸗ 
kommen Rechte erworben werden können. denen weder bei ihrer Er⸗ 
werbung, noch bezüglich ihrer Fortdauer aus dem Titel des Staats⸗ 
auffichtsrechtes irgend ein beſonderer ſtaatlicher Schutz zugewendet 
wurde. Die Kirche iſt die Eigenthümerin der zur Begräbnißſtätte be⸗ 
ſtimmten Grundfläche; fie iſt berechtigt dritten Perſonen zu geſtatten, 
daß dieſelben zur Errichtung von Familiengrabſtätten beſtimmte Grund⸗ 
theile gegen eine beſtimmte Gebühr und für eine beſtimmte Zeit ver⸗ 
wenden. Derjenige, welcher auf dieſe Wette die Dispoſition über eine 
Grabſtelle erwirbt, hat das Recht zu verlangen, daß ſolche während 
der beſtimmten Zeit zur Aufnahme des Leichnams einer beſtimmten 
Perſon gewidmet bleibe, daß die Grabſtelle vor Verlauf der Zeit 
nicht umgegraben werde. 

Wird ein ſolches Uebereinkommen getroffen, ſo erwachſen hier⸗ 
aus Rechte und Verbindlichkeiten rein privatrechtlicher Natur, deren 
B. urtheilung und Entſch idung. unbeſchadet der Eigenſchaft des Ver⸗ 
tragsobjectes und unbeſchadet des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes, dem 
ordentlichen Richter zukommt, indem es ſich hiebei keineswegs um 
einen Act des religiöſen Cultus, ſondern lediglich um die Erfüllung 
eines wechſelſeitig verbindlichen Privat- Uebereinkommens handelt. 
Im vorliegenden Falle hat der Kläger durch die beigebrachte Be⸗ 
ſtätigung des geklagten Pfarrvorſtehers in A ad J nachgewieſen, 
daß die Grabſtelle der im Jahre 1855 verſtorbenen Thereſia S., 
wofür der Kläger die geſetzliche Gerühr entrichtet hat, auf weitere 
zehn Jahre, das iſt bis zum Jahre 1875, zu belaffen und nicht um⸗ 
zugraben iſt. Wurde dieſem Privatübereinkommen entgegengehandelt, 
fo hat über die diefalls erhobenen Anſprüche nach dem Obenange— 
führten der ordentliche Richter zu erkennen. Das erwähnte Ueberein⸗ 
kommen begründet jedoch keineswegs ein Mieth- oder Pachtverhältniß: 
es widerſtreitet dieſe Annahme der Natur und dem Begriffe eines 
ſolchen, da durch die Geſtattung, einen beſtimmten Grundtheil des 
Friedhofes zum Zwecke der Beerdigung eines Verſtorbenen während 
einer beſtimmten Periode zu verwenden, ein Beſtandverhältniß nicht 
geſchaffen wird, wonach auch die für Streitigk iten aus dem Beſtand⸗ 
verhältniſſe geltenden Beſtimmungen über die Gerichtszuſtändigkeit 
zur Verhandlung und Entſcheidung vorliegend nicht in Anwendung 
kommen. 8 

Die vom Geklagten erhobene Einwendung des nicht gehörigen 
Gerichtsſtandes konnte daher nicht als ſtatthaft erkannt werden. Es 
mußte deshalb das k. k. Landesgericht, als im Gegenſtande zur Ent⸗ 
ſcheidung geſetzlich berufene Behörde, angewieſen werden nach Rechts⸗ 
kraft dieſes Erkenntniſſes mit der Entſcheidung in der Hauptſache 
vorzugehen. 

In Folge der Abänderung des erſtrichterlichen Urtheiles waren 
die Gerichtskoſten beider Inſlanzen gemäß § 400 G. O. und Hof⸗ 
decret vom 9. Mai 1785, Zahl 426 J. G. S., gegenſeitig auf⸗ 
zuheben. 7 i 

Der Geklagte wandte ſich gegen die obergerichtliche Entſchel⸗ 
dung an die dritte Inſtanz. Zu Gunſten der Competenz der poli⸗ 
tiſchen Behörde wurden folgende Erwägungen vorgebracht: 

Im vorliegenden Falle handel es ſich um die Zuhaltung der 
von der Vorſtadtpfarre St. Leonhard, als jenem kirchlichen Organe, 
welchem die Verwaltung des St. Leonharder Friedhofes zuſteht, in 
dem Scheine vom 10. April 1865 A ad I gegebenen Zuſicherung, 
die Grabſtelle der im Jahre 1855 veiſtorbenen Thereſig S. auf wei⸗ 
tere zehn Jahre, d. h. bis zum Jahre 1875 zu belaſſen und nicht 
umzugraben. * 

Im Hiablick auf die kirchearechtlichen Beſtimmungen über die 


res sacrae, wozu auch die Friedhöfe gehören, dann im Hinblick auf 
den 51 der Friedhofsordnung für die Stadt Graz vom 18. Mai 


1832, welcher die Aufſicht über die Grazer Kriedhöfe ausſchließlich 
dem k. k. Kreisamte zuweiſt, kenne die gerichtliche Zuſtändigkeit kaum 
gerechtfertigt werden. Uebrigens könne die Dauer und der rechtliche 
Umfang der Erwerbung einer Grabſtelle nur vom Standpunkte des 
Cultus, der ſtaatlichen Oberaufſicht über Angelegenheiten circa sacra 
und der Sanitätspolizei beurtheilt werden, indem man weder den 
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Begriff des Eigenthums, noch jenen der Beſtandnahme auf eine der⸗ 
lei Grabſtelle anwenden könne. 

Allein der k. k. oberſte Gerichtshof gab der Reviſionsbeſchwerde 
des Geklagten mit Urtheil vom 2. Juli l. J., 3. 6528, keine Folge 
beſtätigte das angefochtene obergerichliche Erkenntniß und bezog ſich 
auf die demſelben unterlegten Gründe, in welchen die zu Guyſten der 
Competenz der Adminiſtrativbehörde angeführten Umſtände bereits 
ihre Würdigung gefunden. (Juriſt. Blätter.) 


Notiz. 


(Seminare an denrechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Facul⸗ 
täten) wurden durch folgende Miniſterialverordnung eingeführt: 1. An ſämmtlichen 


recht» und ſtaatswiſſenſchaftlichen Facultäten haben künftig rechts⸗ und ſtaatswiſſen⸗ 


ſchaftliche Seminare zu beſtehen. 2. Der Zweck dieſer Seminare iſt: die Erweiterung 
und Vertiefung des in den rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen Collegien gewonnenen 
Wiſſens, die Anleitung der Studirenden zu ſelbſtthätiger wiſſenſchaftlicher Arbeit, 
zum Theile auch die Vorbereitung für die rechts- und ſtaatswiſſenſchaftliche Praxis. 
3. An jeder Bacultät haben zwei Seminare, ein rechkswiſſenſchaftliches und ein ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftliches, zu beſtehen deren jedes nach dem Gegenſtande der Seminarübungen 
in mehrere Abtheilungen zerfällt. 4. Die Verwaltung der Seminar⸗Angelegenheiten 


wird in der Regel durch die Geſammtheit der an dem Seminare beſchäftigten akade⸗ 


miſchen Lehrer beſorgt. Es kann jedoch durch beſondere Feſtſetzung (17) beſtimmt 
werden, daß dieſe Verwaltung von einem eigenen Seminarvorſtande zu führen iſt, 
welchen das Profeſſorencolleglum für eine gewiſſe Zeit aus den am Seminare be⸗ 
ſchäftigten ordentlichen Profeſſoren wählt. Die Vertretung des Seminars nach 
außen liegt dem jeweiligen Decan ob. 5. Zur Leitung der Seminar⸗Arbeiten ſind 


die ordentlichen und außerordentlichen Profeſſoren der rechts- und ſtaatswiſſenſchaft⸗ 


lichen Facultät berufen. Ausnahmsweiſe können von dem Profeſſorencollegium zur 
Leitung der Semiuar-Arbeiten auch Privatdocenten, welche ſich dazu erbieten, zuger 
laſſen werden. 6. Es iſt Sorge zu tragen, daß an beiden Seminaren in jedem Se⸗ 
meſter Abtheilungen in ſolcher Zahl gebildet werden, wie es den Verhältuiſſen der ein⸗ 
zelnen Facultät und dem Zwecke der Seminar⸗Einrichtung entſpricht. 7. Zur Theil⸗ 
nahme an den Seminararbeiten können in der Regel nur ordentliche Hörer der betref⸗ 
fenden Facullät zugelaſſen werden. 
ten auch noch durch ein Jahr nach erlangtem Abſolutorium geftattet. 8. Die Auf- 
nahme in eine Seminarabtheilung ift in der Regel an die Bedingung knüpft, daß der 
Aufnahmewer er die Hauplvorleſung über die Disciplin, mit welcher ſich die Abthei⸗ 
lung beſchäftigt, frequentirt babe. Ausnahmen hievon können von dem Leiter der Ab⸗ 
theilung, in welche die Aufnahme gewünſcht wird, dann zugelaſſen werden, wenn auch 
ohne den Beſuch der im vorigen Abſatze bezeichneten Vorleſung der Beſitz genügender 
Vorkenntniſſe angenommen werden kann. In einem ſolchem Falle iſt jedoch der Auf⸗ 
nahmewerber gehalten auf Verlangen des Leiters der Seminarabtheilung feine Vor⸗ 
kenntniſſe durch eine mündliche oder ſchriſtliche Prüfung auszuweiſen. 9. Abgeſehen 
von dem Grunde mangelnder Vorkenntuiſſe, kann die Aufnahme in eine Seminarab⸗ 
theilung in der Regel (17) nur wegen beharrlichen Unfleißes in dem Beſuche der Vor⸗ 
leſungen oder früherer Seminar⸗Uebungen verweigert werden. Aus dieſem Grunde 
kann auch die Aueſchließung bereits aufgenommener Mitglieder erfolgen. 10. Die 
Uebungen im Seminar beſtehen theils in mündlichen Vorträgen und Erörterungen 
(Converſatorien, Dieputatorten, Praktica ꝛc.), theils in ſchriftlichen Ausarbeitungen. 
Die Uebungen ſind ſo einzurichten, daß ſie ſtets für einen Semeſter ein gleichartiges 
Ganze umfaſſen. 11. Die Ankündigung, das An- und Abmelden der Seminar⸗Uebun⸗ 
gen erfolgt in derſelben Weiſe, wie hinſicktlich der öffentlichen Vorlefungen. Ueber die 
Mitglieder des Seminars in ein beſonderer Vormerk zu führen. 12. Der Unterricht 
im Seminar tft unentgeltlich. Durch die Abhaltung von Seminar⸗Uebungen wird 
ſeitens der Profeſſoren der Pflicht genügt, öffentliche Vorleſungen (Collegia publica) 
zu halten. 18. Die Seminarübungen werden den Studirenden in das vorgeſchriebene 
Minimum der in einem Semeſter zu frequentirenden Stundenzahl eingerechnet. 14. Die 
von dem Leiter einer Seminarabtheilung ausgeſtellte Beſtätigung der erfolgreichen 
Theiln ahme an den Sentinarübungen gilt in derſelben Weiſe wie die Colloquien⸗Zeug⸗ 
niſſe als Nachweis entſprechender Verwendung. 15. Die zu Prämiirung wi 
licher Arbeiten der Studirenden zu Gebote ſtehenden Geldmittel werden, inf 
die rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Facultäten betrifft, zu Prämien für die 
der Seminariſten verwendet. Ueber die Zuerkennung diefer Prämien eutſchelde 
Geſammtheit der Leiter der Seminarabtheilungen. 16. Am Schlufſe des Sommer⸗ 
ſemeſters hat die Seminarleitung (4) einen eingehenden Bericht über die Arbeiten und 
Leiſtungen des Seminars im abgelaufenen Jahre im Wege des Decanats dem Unterrichts⸗ 
miniſterinm vorzulegen. Das Decanat bat dieſen Bericht miteinem Gutachten zu begleiten. 
17. Innerhalb der vorftehenden Grundſätze ſind von den Profeſſorencollegien der 
einzelnen Facultäten Seminarſtatuten auszuarbeiten, welche die näheren Beſtimmun⸗ 


Druckerei der k. Wiener Zeirung. 


Doch iſt die Theilnahme an den Seminar⸗Arbei⸗ : 


gen über die Einrichtung und Verwaltung der Seminare, über die denſelben zu Ge⸗ 
bote zu ſtellenden Lehr⸗ und Geldmittel, dann über die Beſchaffenheit und die Verthei · 
lung der Prämien für die Seminarbeiten zu enthalten haben. Dieſen Statuten wird 
iusbeſondere vorbehalten, zu beſtimmen, ob zu den Seminarübungen außer den or⸗ 
dentlichen Seminarmitgliedern auch Zuhörer, welche zur Mitwirkung bei den Uebun⸗ 
gen weder berechtigt, noch verpflichtet wären, Yugelaffen werden können. Desgleichen 
wird in den Seminarſtatuten beſtimmt werden, ob dem Leiter einer Seminarabthei 
lung das Recht zukommen foll, die Aufnahme in die Abtheilung von vorn herein auf 
ein beſtimmte Zahl ordentlicher oder außerordentlicher Mitglieder (Zuhörer) zu ber 
ſchränken. Die Statuten find dem Unterrichtäminiitertum zur Genehmigung vorzu⸗ 
legen. 18. Die rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminare treten mit dem Studien⸗ 
jahre 1878/4 ins Leben. Für den erſten Semeſter dieſes Studienjahres beginnt die 
Thätigkeit der Seminare am 1. December 1873. Demzufolge find die im Abſatz 17 
bezeichneten Statuten längſtens bis Ende October 1873 dem Unterrichtsminiſterium 
zur Genehmigung vorzulegen. Nur aus beſonders rückſichtswürdigen Gründen und 
nur mit Genehmigung des Unterrichtsminiſteriums kann der Beginn der Wirkſam⸗ 
keit einzelner Seminare auf einen ſpäteren als den oben bezeichneten Zeitpunkt an⸗ 
geſetzt werden. 


Verordnung. 


Erlaß des k. k. Miniſterinms des Innern an die niederöſterr. Statthalterei vom 
2. Auguſt 1873, 3. 89 15, betreffend Abrichtegebühren auf Körnermürkten *). 


Das k. k. Ackerbauminiſterium hat die Erhebungsaclen, betreffend das Ein⸗ 
ſchreiten des landwirthſchaftlichen Bezirksvereins Marchegg um die Abſtellung der 
Einhebung von ſogenannten Abrichtegebühren auf den Körnermärkten in Nieder⸗ 
öſterreich zur weiteren competenten Veranlaſſung hieher abgetreten. 

Nachdem nun der $ 69 der Gewerbeordnung ausdrücklich vorſchreibt, daß der 
Marktverkehr von den Gemeinden mit keinen anderen als ſolchen Abgaben belegt werden 
darf, welche eine Vergütung für den überlaſſenen Raum, den Gebrauch von Buden 
und Geräthſchaften und für andere mit der Abhaltung deb. Marktes verbundene Aus⸗ 
lagen bilden, fo verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Einhebung der erwähnten Abrichte⸗ 
f gebühren an allen Orten, wo nicht die Bedingungen des § 69 der Gewerbeordnung 
eintreffen, als eine geſetzwidrige und eigenmächtige Beſchränkung des Marktverkehrs 
anzuſehen und zu behandeln iſt. Die Statthalterei wird daher aufgefordert, die unter⸗ 

ſtehenden Gewerbsbehörden, welchen die Handhabung der Gewerbeordnung und Ue⸗ 
| berwachung ihrer Beobachtung nach $ 141 G. O. obliegt, anzuweiſen, rückſichtlich 

der Abſtellung der ungeſetzlich ſtattfindenden Einhebung von Abrichtegebühren ihr 
Amt zu handeln. 


) Diefer Erlaß hat folgende Geneſis: Der landwirthſchaftliche Bezirksverein 
in Marchegg hatte dem Ackerbauminiſterium angezeigt, daß trotz des Gewerbegeſetzes 
nicht wenige Gemeinden in Niederöſterreich nach wie vor von jedem Metzen zu Markte 
gebrachten Kornes, häufig auch in Muſter verkaufter Frucht, möge der Preis hoch 
oder niedrig ſein, einen beſtimmten Betrag als Abrichtegebühr abfordern, daß fie die 
Abrichtegebühr als Zweck des Marktes betrachten und ſelbe oft auf unpraktiſche und 
koſtſpielige Weiſe einheben, wodurch der zu Markte kommende Landwirth empfindlich ge⸗ 
g drückt werde Aus der in Folge der Anzeige gemachten Erhebung ging hervor, daß 
wirklich in zahlreichen Gemeinden Nied.⸗Oeſt. von den zu Markte gebrachten Körner⸗ 
früchten gewiſſe fire Abgaben unter der Benennung von Abrich es oder Abmeßgebühren 
ſeitens der Gemeindeverwaltungen eingehoben werden. Das Ackerbauminiſterium erachtete 
dafür, daß, foweit mit dieſen Gebühren nicht bloß ein Entgelt für die wirklich er⸗ 
folgte Abmeſſung des Getreides, ſondern ein beſonderes Gemeindeeinkommen bezweckt 
werde, elne ungerechtfertigte Belaſtung des Marktverkehrs platzgreife und unſtatthaft 
erſcheine und communicirte dieſerhalb mit dem k. k. Miniſterium des Junern. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem penſionirten Bezirksvorſteher Johann Czegley 
das Ritierkrenz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens, dann dem Bezirkscommiſſär Valentin 
Hiller das goldene Verdieaſtkreuz mit der Krone verliehen. 
| Seine Majeſtät haben den Bergrath Philipp Kirnbauer.der Klagenfurter 
Berghauptmannſchaft zum Oberbergrathe ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Theodor Ritter v. Rinaldini 
zum Statthaltereirath bei der küftenländiſchen Statthalterei ernannt. 5 

Der Miniſter des Sb ha den Soneipiften Anton Katzerowsky zum 
Polizeicommiſſär der Prager Polizeidirection ernannt. 


Erledigungen. 

Oberingentennsſtelle im küſtenländiſchen Staatsbaudienſte in der achten 
Rangsclaſſe und eventuell eine Ingenteursſtelle mit der neunten Rangsclaſſe, bis 
31. October. (Amtsblatt Nr. 224.) 558 

Rechnuͤngsofficialeſtelle bei dem Rechnungsdepartement der k. k. Forſk. und 
Domänendirection in Görz mit der zehnten Rangselaſſe, eventuell eine Rechnungs⸗ 
aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 20. October. Amtsblatt Nr. 224.) 

Berg⸗ und Hütten⸗Verwaltersſtelle zu Mizun in Galizien in der neunten 
Rangsclaſſe, bis 20. October. (Amtsblatt Nr. 226.) 5 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtort. 


